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Einkommensteuertarif ab 01.01.2016

Die Steuersätze und Tarifstufen ändern sich gem. § 33 Abs 1 EStG:

· Senkung des Eingangssteuersatzes von 36,5 % auf 25 %

· Spitzensteuersatz nun 55%, allerdings erst ab einem Einkommen von über EURO 1 Mio
· der bisherige Spitzensteuersatz von 50% gilt erst ab einem Einkommen von EURO 90.000,-- (bisher EURO 60.000,--)

· statt 3 Tarifstufen gibt es 6 Tarifstufen
	Einkommen
	Einkommen
	Steuersatz

	über
	bis
	 

	
	
	

	0,00
	11 000,00
	0%

	11 000,00
	18 000,00
	25%

	18 000,00
	31 000,00
	35%

	31 000,00
	60 000,00
	42%

	60 000,00
	90 000,00
	48%

	90 000,00
	1 000 000,00
	50%

	1 000 000,00
	
	55%



Die Steuerentlastung beträgt bei einem Einkommen von EURO 2.000,-- pro Monat EURO 74,--, pro Jahr damit EURO 882,--, bei einem Einkommen von EURO 3.000,-- pro Monat EURO 110,--, pro Jahr damit EURO 1.318,--.

Die maximale Steuerersparnis beträgt EURO 2.115,-- pro Jahr und wird bei einem Einkommen von EURO 9.000,-- pro Jahr erreicht.

Steuerfreibeträge / Verkehrsabsetzbetrag / Negativsteuer
Der Kinderfreibetrag wird von EURO 220,-- auf EURO 440,-- pro Jahr verdoppelt, im Falle der Splittung auf beide Elternteile beträgt er je EURO 300,--, gesamt damit EURO 600,--.

Der Arbeitnehmerabsetzbetrag wird gestrichen, bzw. in den Verkehrsabsetzbetrag integriert. Er beträgt nun EURO 400,-- pro Jahr (bisher EURO 345,--).

Bei sehr niedrigem Einkommen (bis EURO 13.000,--) erhöht sich der Verkehrsabsetzbetrag – bei Anspruch auf die Pendlerpauschale auf bis zu EURO 690,--.

Die Negativsteuer kann ab 2016 bis zu EURO 500,-- pro Jahr betragen (im Falle des AV-Absetzbetrages und der Pendlerpauschale)

Sonderausgaben

Topfsonderausgaben, wie freiwillige Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherungen, Lebensversicherungen, Ausgaben für Wohnraumschaffung und –sanierung laufen aus.

Alte Verträge können noch bis zur Veranlagung 2020 abgesetzt werden. Der Erhöhungsbetrag für Topfsonderausgaben bei zumindest 3 Kindern fällt ab der Veranlagung 2016 weg.

Erhöhung der Kapitalertragsteuer
Die Kapitalertragsteuer wird von bisher 25% auf 27,5% erhöht. Dies führt dazu, dass etwa Gewinne von Kapitalgesellschaften, die an natürliche Personen ausgeschüttet werden, zukünftig einer Steuerbelastung von insgesamt 45,625% unterliegen (bisher 43,75%). Aus steuerlicher Sicht nimmt die Attraktivität der GmbH im Vergleich zum Einzelunternehmen oder der Personengesellschaft deutlich ab. Nur für Zinsen aus Sparbüchern und Girokonten ist explizit weiterhin die KESt in Höhe von 25% vorgesehen. 
Forschungsprämie/Bildungsprämie
Die Forschungsprämie wird ab Wirtschaftsjahren, die nach dem 31.12.2015 beginnen, von 10% auf 12% angehoben. 

Die Bildungsprämie und der Bildungsfreibetrag kann ab 2016 nicht mehr geltend gemacht werden.

Zeitlich unbegrenzter Verlustvortrag bei E-A-R

Unter der Voraussetzung einer ordnungsgemäßen Gewinnermittlung können auch Einnahmen-Ausgaben-Rechner Verluste zukünftig zeitlich unbegrenzt vortragen. Die Neuregelung gilt ab 2016 für alle ab 2013 entstandenen Verluste.

Verlustverrechnungsbremse für Kommandi-tisten und atypisch stille Gesellschafter
Verluste von kapitalistischen Mitunternehmern sind weder ausgleichsfähig, noch vortragsfähig, soweit dadurch ein negatives Kapitalkonto entsteht oder sich erhöht.

Diese Verluste können erst mit Gewinnen aus der Beteiligung ausgeglichen werden.

Belegerteilungspflicht zusätzlich zur Registrierkassenpflicht
In Kombination mit einer Belegerteilungspflicht soll die Einführung der Registrierkassenpflicht eine noch stärkere Wirkung für Steuerehrlichkeit und Betrugsbekämpfung erzielen. Zu beachten ist, dass diese Belege („Kassenzettel“) Mindestinhalte enthalten müssen, welche unabhängig von den Rechnungsmerkmalen gem. § 11 UStG sind. Wenngleich für den Kunden eine Mitnahmeverpflichtung besteht, so kann es erfreulicherweise trotzdem nicht zu einer Finanzordnungswidrigkeit kommen, wenn der Beleg kurz nach dem Einkauf weggeworfen wird (keine Verletzung der Aufbewahrungspflicht). Siehe dazu auch unsere Information bezüglich der Registrierkassenpflicht!

Baubranche – keine Barzahlungen mehr ab 2016

Lohnzahlungen am Bau müssen ab 01.01.2016 zwingend unbar, also durch Überweisung getätigt werden! Damit sollen Schwarzgeldzahlungen und fiktive Lohnzahlungen verhindert werden.

Für Dienstgeber und Dienstnehmer gilt: ein Verstoß gegen diese Bestimmung ist als Finanz-ordnungswidrigkeit mit einer Geldstrafe von bis zu EURO 5.000,-- zu ahnden!

Die Lohnzahlung selbst bleibt aber als Betriebsausgabe abzugsfähig.

Barzahlungen an Subunternehmer von über EURO 500,-- für die jeweilige Leistung sind ab 2016 nicht mehr abzugsfähig!

Beim privaten Hausbau wird die Beauftragung von Leistungen an Personen ohne Gewerbeberechtigung (Pfusch am Bau) als Verwaltungsübertretung geahndet und mit bis zu EURO 2.180,-- sanktioniert.

Erhöhung der Immobilienertragsteuer
Zu maßgeblichen Verschlechterungen kommt es bei der Immobilienertragsteuer. Neben der Erhöhung des bei der Veräußerung von Grundstücken anfallenden Steuersatzes von 25% auf 30% wird auch die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung durch die Abschaffung des Inflationsabschlags verbreitert. 
Damit steigt auch die Pauschalbesteuerung von Altvermögen von 3,5 % auf 4,2 %.
Abschreibung bei Gebäuden und Aufteilung GuB/Gebäude

Bei Gebäuden, die zu Wohnzwecken überlassen werden, gilt ab 01.01.2016 der einheitliche AfA-Satz von 1,5% (betrieblich und außerbetrieblich), für Betriebsgebäude gilt der AfA-Satz von 2,5%. Die Regelung ist auch für bereits bestehende Gebäude anzuwenden!

Im außerbetrieblichen Bereich (also der Vermietung und Verpachtung) ist zukünftig ein pauschales Aufteilungsverhältnis für bebaute Grundstücke in Form von 40% für Grund und Boden (bisher grundsätzlich 20%) und 60% für den Gebäudeanteil vorgesehen. Dieses Aufteilungsverhältnis ist für die Berechnung der AfA maßgebend sowie gegebenenfalls für die Aufteilung von Einkünften aus der privaten Grundstücksveräußerung. 
Ein abweichendes Aufteilungsverhältnis muss mittels Gutachtens nachgewiesen werden. Ab 2016 wird es daher notwendig sein, die fortgeschriebenen Anschaffungskosten des Gebäudes abzustocken (regelmäßig von 80% auf 60%) und die Anschaffungskosten für Grund und Boden entsprechend zu erhöhen.
Instandsetzungsaufwendungen für Wohngebäude müssen statt auf 10 Jahre ab 2016 auf 15 Jahre abgeschreiben werden. Auch hier müssen bestehende 10tel Absetzungen auf 15tel Absetzungen verlängert werden.

Umsatzsteuersatz 13%
Ab 01.01.2016 gibt es in Österreich 3 Steuersätze: Normalsteuersatz 20%, Ermäßigter Steuersatz 10%, und ein Ermäßigter Steuersatz von 13%.
Beispiele für den neuen Steuersatz von 13 %:
· Anlage 2 im UStG, lebende Tiere, Kunstgegenstände, Brennholz, Pellets, etc.

· Beherbergung samt Nebenleistungen (also Gästezimmer, Hotel, etc.) ab 01.05.2016

· Umsätze aus der Tätigkeit als Künstler

· Schwimmbäder

· Theater, Musikaufführungen, Museen, Zoos, etc.

· Kinokarten

Der Anteil bei der Verköstigung im Rahmen der Beherbergung darf weiterhin mit dem Steuersatz von 10% behandelt werden, wobei es je nach Zimmerpreis und Halb- und Vollpension bzw. Zimmer mit Frühstück fixe Aufteilungsschlüssel dafür gibt.

ZB: Bei einem Zimmerpreis von bis zu EURO 140,-- ist der Aufteilungsschlüssel beim Zimmer mit Frühstück 80:20, bei der Halbpension 60:40, bei der Vollpension 50:50.

Umfangreiche Änderungen in der Grunderwerbsteuer
Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer ist der Wert der Gegenleistung (bei Kauf), bei Schenkung und Erbschaft ist es der Grundstückswert. Eine Grundstückswert-VO bleibt abzuwarten.

Der Normaltarif ist weiterhin 3,5 % von der Gegenleistung.

Erwerbe durch begünstigte Angehörige gem. § 26a Abs 1 Z1 GGG unterliegen dem Stufentarif: 0,5 % für die ersten EURO 250.000,--, 2 % für die nächsten EURO 150.000,--, 3,5 % dann bei Beträgen von über EURO 400.000,--.

Sonderregelungen gibt es bei der begünstigten Betriebsübergabe.

Vorrang von Gewinnausschüttungen gegenüber Einlagenrückzahlungen

Das bisher grundsätzlich bestehende Wahlrecht, ob die Ausschüttung einer Körperschaft als Gewinnausschüttung (KESt bei natürlichen Personen) oder als steuerneutrale Einlagenrückzahlung erfolgen soll, wird zukünftig durch den Vorrang der Gewinnausschüttung gegenüber der Einlagenrückzahlung massiv eingeschränkt. 
Daran ändert auch nichts, dass die Einlagenrückzahlung wegen der Minderung der Anschaffungskosten der Beteiligung regelmäßig nur zu einem Besteuerungsaufschub führt. Ein ausgeschütteter Betrag gilt demnach als steuerliche Gewinnausschüttung, soweit er durch Innenfinanzierung gedeckt ist. Unabhängig davon ist eine verdeckte Ausschüttung stets eine Gewinnausschüttung. 
Eine steuerliche Einlagenrückzahlung liegt hingegen vor, wenn die Ausschüttung nicht durch Innenfinanzierung gedeckt ist und die Gesellschaft einen positiven Einlagenstand hat. Ebenso ist von einer Einlagenrückzahlung auszugehen, wenn ein ausgeschütteter Betrag aus einer ordentlichen Kapitalherabsetzung stammt und durch Einlagen gedeckt ist. 
Um diese Verwendungsreihenfolgen anwenden zu können, ist ein Evidenzkonto zu führen, das über den Stand der Einlagen wie auch über den Stand der Innenfinanzierung informiert. Gegebenenfalls ist auch ein umgründungsbedingter Differenzbetrag (zwischen unternehmensrechtlicher Aufwertung und steuerlichem Buchwert) evident zu halten.
Antraglose Arbeitnehmerveranlagung

Die automatische antraglose Arbeitnehmerveranlagung soll gleichermaßen zur (bürokratischen) Entlastung von Steuerpflichtigen und Finanzverwaltung beitragen. Grundvoraussetzung ist, dass nur Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit (Lohnzettel!) vorliegen. Außerdem muss aus der Aktenlage des Finanzamts anzunehmen sein, dass die Steuergutschrift durch die antraglose Arbeitnehmerveranlagung nicht niedriger ist als die dem Steuerpflichtigen tatsächlich zustehende Steuergutschrift (z.B. aufgrund der Geltendmachung nicht bereits erfasster Sonderausgaben, außergewöhnlicher Belastungen etc.). Es kommt dann zu einer antraglosen Veranlagung, wenn bis Ende Juni keine Abgabenerklärung für das vorangegangene Veranlagungsjahr eingereicht wurde. Jedenfalls zu einer automatischen Veranlagung kommt es – Steuergutschrift nach Aktenlage des Finanzamts vorausgesetzt – wenn bis zum Ablauf des zweitfolgenden Kalenderjahres keine Abgabenerklärung eingereicht wurde.

Kontenregistergesetz
Das Kontenregistergesetz sieht vor, dass ein zentrales Kontenregister beim BMF geschaffen werden soll, an das die österreichischen Banken alle Konten (inkl. Sparbücher und Bausparkonten) und Depots melden müssen. Dies betrifft sowohl Konten von In- als auch von Ausländern. Die Meldung umfasst Informationen über den Kontoinhaber (natürliche Person oder Unternehmen), vertretungsbefugte Personen sowie die Kontonummer. Erträge oder Kontosalden sind im Zuge dessen (vorerst) nicht zu melden. Das Kontenregister soll die Arbeit von Gerichten und Finanzbehörden beim Kampf gegen die Steuerhinterziehung unterstützen.

Eine komplette Öffnung der Konten soll in folgenden Fällen möglich sein:

1. Für die Staatsanwaltschaften und Strafgerichte für strafrechtliche Zwecke.

2. Für finanzstrafrechtliche Zwecke überdies für die Finanzstrafbehörden und das Bundesfinanzgericht.

3. Für abgabenrechtliche Zwecke für die Abgabenbehörden des Bundes und das BFG wenn es im Interesse der Abgabenerhebung zweckmäßig und angemessen ist.

Mit dieser Regelung bekommt auch die Abgabenbehörde, ohne dass es einer richterlichen Genehmigung bedarf, Zugriff zu den Kontendaten. 
Von Seiten der Finanz wird diese Möglichkeit damit relativiert, als dass ein Zugriff nur dann möglich sein soll, falls vom Steuerpflichtigen die Zusammenarbeit verweigert wird und die notwendigen Unterlagen etwa im Rahmen von Betriebsprüfungen nicht zur Verfügung gestellt werden. Dieser Gesetzesentwurf wird derzeit schon heftig sowohl von Datenschützern als auch von politischer Seite als zu starker Eingriff in die Persönlichkeitsrechte der Bürger kritisiert. 

Alle Klienteninformationen finden Sie im Internet unter www.foissner.at zum Download!
